
Diplomprüfungsordnung
für den Studiengang Sozialarbeit
an der Fachhochschule Dortmund

Vom 25. Juni 1993

Aufgrund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 61 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Fach-
hochschulen im Lande Nordrhein-Westfalen (FHG) vom 20. November 1979 (GV. NW. S. 964),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Juli 1992 (GV. NW. S. 282), hat die Fachhochschule
Dortmund folgende Prüfungsordnung als Satzung erlassen:
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I. Allgemeines

§ 1
Geltungsbereich der Prüfungsordnung; Studienordnung

(1) Diese Diplomprüfungsordnung gilt für den Abschluss des Studiums im Studiengang
Sozialarbeit an der Fachhochschule Dortmund.

(2) Auf der Grundlage dieser Prüfungsordnung stellt die Fachhochschule Dortmund eine
Studienordnung auf. Diese regelt Inhalt und Aufbau des Studiums unter Berücksichti-
gung der fachlichen und didaktischen Entwicklungen sowie der Anforderungen der be-
ruflichen Praxis.

§ 2
Ziel des Studiums; Zweck der Prüfung; Diplomgrad; staatliche Anerkennung

(1) Die Diplomprüfung bildet den berufsqualifizierenden Abschluss des Studiums.

(2) Das zur Diplomprüfung führende Studium (§ 4) soll unter Beachtung der allgemeinen
Studienziele (§ 51 FHG)dem Studenten1 insbesondere ermöglichen, wissenschaftlich
begründete Handlungsfähigkeiten für seine spätere Berufspraxis zu erwerben. Das Stu-
dium soll ihn befähigen, individuelle und gesellschaftliche Probleme zu analysieren und
zu ihrer Lösung die grundliegenden Handlungsarten der Sozialarbeit einzusetzen. Das
Studium soll die kommunikativen und schöpferischen Fähigkeiten des Studenten entwi-
ckeln und ihn auf die Diplomprüfung vorbereiten.

(3) Durch die Diplomprüfung (§ 5) soll festgestellt werden, ob der Kandidat die für eine
selbständige Tätigkeit im Beruf notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben hat
und befähigt ist, auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden
selbständig zu arbeiten.

(4) Aufgrund der bestandenen Diplomprüfung wird der Hochschulgrad verliehen, dessen
Bezeichnung durch die Verordnung aufgrund des § 63 Abs. 2 FHG in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung bestimmt wird. Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung über die Be-
zeichnung der nach Abschluss eines Fachhochschulstudiengangs zu verleihenden Dip-
lomgrade und die Zuordnung der Diplomgrade zu den Fachrichtungen und Studiengän-
gen (Dipl. VO-FH) vom 22. Juni 1988 (GV. NW. S. 318), geändert durch Verordnung vom
6. September 1988 (GV. NW. S. 382), wird der Diplomgrad „Diplom-Sozialarbeiter“ bzw.
„Diplom-Sozialarbeiterin“ (Kurzform: „Dipl.-Soz.Arb.“) mit dem Zusatz „FH“ verliehen.

(5) Aufgrund der bestandenen Diplomprüfung und eines erfolgreich abgeschlossenen ge-
lenkten Berufspraktikums wird die Ausbildung im Studiengang Sozialarbeit „staatlich
anerkannt“ (vgl. § 22).

§ 3
Praktische Tätigkeit als Studienvoraussetzung

(1) Als Voraussetzung für die Aufnahme des Studiums wird neben der Fachhochschulreife
der Nachweis einer praktischen Tätigkeit gefordert.

(2) Der Nachweis einer praktischen Tätigkeit gilt als erbracht, wenn der Studienbewerber
die Qualifikation für das Studium durch das Zeugnis der Fachhochschulreife einer Fach-

                                                     
1 Im Folgenden sind Bezeichnungen wie Studienbewerber, Student, Kandidat, Prüfer, Vorsitzender

usw. durchgehend geschlechtsneutral zu verstehen.
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oberschule für Sozial- und Gesundheitswesen (Sozialwesen) erworben hat. Studienbe-
werber, die die Qualifikation für das Studium auf andere Weise erworben haben, müs-
sen ein Grundpraktikum und ein Fachpraktikum von je drei Monaten leisten.

(3) Einschlägige Ausbildungs- und Berufstätigkeiten werden auf die Praktika angerechnet.
Der Bescheid über die Anrechnung für einen Studiengang kann von einer anderen Hoch-
schule nicht zum Nachteil des Bewerbers geändert werden.

(4) Das Grundpraktikum ist stets vor Aufnahme des Studiums abzuleisten und bei der Ein-
schreibung nachzuweisen. Das Fachpraktikum ist spätestens zum Beginn des vierten
Studiensemesters nachzuweisen.

(5) Das Grund- und das Fachpraktikum nach Absatz 2 Satz 2 sollen dem Praktikanten einen
Einblick in Aufgaben und Arbeitsweise der Sozialarbeit verschaffen. Sie können in allen
Einrichtungen von Trägern der öffentlichen und freien Jugend-, Sozial- und Gesund-
heitshilfe, bei Einrichtungen der Kirchen und bei Trägern außerschulischer Bildungsar-
beit abgeleistet werden, sofern gesichert ist, dass der Praktikant überwiegend im Be-
reich sozialarbeiterischer Tätigkeiten eingesetzt wird.

(6) Über die Anerkennung des Grund- und Fachpraktikums wird im Einvernehmen mit dem
Praxisausschuss des Fachbereichs entschieden.

§ 4
Studienumfang

(1) Das Studium umfasst in der Regel sechs Semester, in denen der Student an Lehrveran-
staltungen in der Hochschule teilnimmt (Studiensemester), einschließlich einer Praxis-
tätigkeit von mindestens 105 Arbeitstagen in Einrichtungen der Sozialarbeit.

(2) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich Prüfungszeit dreieinhalb Jahre. Die Studien-
ordnung und der entsprechende Studienplan müssen so gestaltet sein, dass der berufs-
qualifizierende Abschluss innerhalb der Regelstudienzeit erworben werden kann.

(3) Der Gesamtstudienumfang beträgt einschließlich der Lehrveranstaltungen zur Beglei-
tung der Praxistätigkeit mindestens 135 Semesterwochenstunden (notwendiger und
zumutbarer Umfang des Gesamtlehrangebots). Das notwendige Lehrangebot beträgt
129 Semesterwochenstunden. Dazu zählen alle Lehrveranstaltungen, auf die sich vor-
geschriebene Prüfungen oder Leistungsnachweise nach der Studienordnung und dem
Studienplan inhaltlich beziehen sollen oder deren Besuch in anderer Weise für die Dip-
lomprüfung vorausgesetzt wird. Das Nähere ergibt sich aus der Studienordnung.

§ 5
Umfang und Gliederung der Prüfung; Prüfungsfrist

(1) Die Diplomprüfung gliedert sich in studienbegleitende Teilprüfungen und einen ab-
schließenden Prüfungsteil.

(2) Die studienbegleitenden Teilprüfungen sind Fachprüfungen, die in der Regel dann statt-
finden sollen, wenn im Studium des Kandidaten das jeweilige Fach unter dem Gesichts-
punkt seiner Anwendung bei der Analyse praxisnaher Probleme und deren sachgerech-
ter Lösung geprüft werden kann.

(3) Der abschließende Teil der Diplomprüfung besteht aus einer Diplomarbeit und einem
Kolloquium, das sich an die Arbeit anschließt. Das Thema der Diplomarbeit wird in der
Regel zum Ende des sechsten Studiensemesters und so rechtzeitig ausgegeben, dass
das Kolloquium vor Ablauf des folgenden Semesters abgelegt werden kann. Das Kollo-
quium soll innerhalb von zwei Monaten nach Abgabe der Diplomarbeit stattfinden.

(4) Die Diplomprüfung wird ergänzt durch studienbegleitende Leistungsnachweise in Fä-
chern, die nicht Gegenstand einer Fachprüfung sind; hierbei wird der Nachweis durch
die erfolgreiche Teilnahme an Lehrveranstaltungen geführt. Die für einen solchen Leis-
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tungsnachweise zu erbringenden Studienleistungen müssen nach Anforderung und
Verfahren einer Prüfungsleistung gleichwertig sein.

(5) Die Meldung zum abschließenden Teil der Diplomprüfung (Antrag auf Zulassung zur
Diplomarbeit) soll in der Regel vor Ende des sechsten Studiensemesters erfolgen.

§ 6
Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen
Aufgaben wird für den Studiengang Sozialarbeit ein Prüfungsausschuss gebildet. Der
Prüfungsausschuss besteht aus dem Vorsitzenden, dessen Stellvertreter und fünf weite-
ren Mitgliedern. Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder werden
aus dem Kreis der Professoren, ein Mitglied aus dem Kreis der Lehrkräfte für besondere
Aufgaben und zwei Mitglieder aus dem Kreis der Studenten vom zuständigen Fachbe-
reichsrat gewählt. Entsprechend werden für die Mitglieder des Prüfungsausschusses mit
Ausnahme des Vorsitzenden und dessen Stellvertreter Vertreter gewählt. Die Amtszeit
der hauptberuflich an der Hochschule tätigen Mitglieder und ihrer Vertreter beträgt zwei
Jahre, die der studentischen Mitglieder und ihrer Vertreter ein Jahr. Wiederwahl ist zu-
lässig.

(2) Der Prüfungsausschuss achtet auf die Einhaltung der Prüfungsordnung und sorgt für die
ordnungsgemäße Durchführung der Prüfungen. Er ist insbesondere zuständig für die
Entscheidung über Widersprüche gegen in Prüfungsverfahren getroffene Entscheidun-
gen. Darüber hinaus hat der Prüfungsausschuss dem Fachbereichsrat oder dem ent-
sprechenden Gremium im Sinne von Absatz 1 Satz 3 über die Entwicklung der Prüfungen
und Studienzeiten jährlich zu berichten. Er gibt Anregungen zur Reform der Prüfungs-
ordnung, der Studienordnung und des Studienplans. Der Prüfungsausschuss kann die
Erledigung seiner Aufgaben für alle Regelfälle auf den Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses übertragen; dies gilt nicht für die Entscheidung über Widersprüche.

(3) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn neben dem Vorsitzenden oder dessen
Stellvertreter mindestens zwei weitere Professoren und ein weiteres stimmberechtigtes
Mitglied anwesend sind. Er beschließt mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Die studentischen Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses wirken bei pädagogisch-wissenschaftlichen Entscheidungen, insbesondere
bei der Anrechnung oder sonstigen Beurteilung von Studien- und Prüfungsleistungen
und der Bestellung von Prüfern und Beisitzern, nicht mit; an der Beratung und Be-
schlussfassung über Angelegenheiten, die die Festlegung von Prüfungsaufgaben oder
die ihre eigene Prüfung betreffen, nehmen sie nicht teil.

(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei der Abnahme von Prü-
fungen zugegen zu sein. Ausgenommen sind studentische Mitglieder, die sich am sel-
ben Tag der gleichen Prüfungen zu unterziehen haben.

(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, deren Stellvertreter, die Prüfer und die Beisit-
zer unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst ste-
hen, sind sie durch den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur Verschwiegenheit zu
verpflichten.

(6) Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses oder seines Vorsitzenden sind
dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Dem Kandidaten ist vorher Gele-
genheit zum rechtlichen Gehör zu geben. § 2 Abs. 3 Nr. 3 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen, insbesondere über die Ausnahme von der An-
hörungs- und Begründungspflicht bei Beurteilungen wissenschaftlicher oder künstleri-
scher Art, bleibt unberührt.
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§ 7
Prüfer und Beisitzer

(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer und die Beisitzer. Zum Prüfer darf nur bestellt
werden, wer mindestens die entsprechende Diplomprüfung oder eine vergleichbare
Prüfung abgelegt oder eine vergleichbare Qualifikation erworben hat und, sofern nicht
zwingende Gründe eine Abweichung erfordern, in dem Studienabschnitt, auf den sich
die Prüfung bezieht, eine einschlägige selbständige Lehrtätigkeit ausgeübt hat; sind
mehrere Prüfer zu bestellen, soll mindestens ein Prüfer in dem betreffenden Prüfungs-
fach gelehrt haben. Zum Beisitzer darf nur bestellt werden, wer mindestens die entspre-
chende Diplomprüfung oder eine vergleichbare Prüfung abgelegt hat (sachkundiger
Beisitzer). Die Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabgängig.

(2) Der Kandidat kann für mündliche Fachprüfungen einen Prüfer oder mehrere Prüfer vor-
schlagen. Er kann ferner einen Prüfer als Betreuer der Diplomarbeit vorschlagen. Der
Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Prüfungsverpflichtung möglichst gleichmä-
ßig auf die Prüfer verteilt wird. Auf den Vorschlag des Kandidaten ist nach Möglichkeit
Rücksicht zu nehmen.

(3) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses sorgt dafür, dass dem Kandidaten die Namen
der Prüfer rechtzeitig bekannt gegeben werden. Die Bekanntgabe soll zugleich mit der
Zulassung zur Prüfung, in der Regel mindestens zwei Wochen vor der Prüfung oder der
Ausgabe der Diplomarbeit erfolgen. Die Bekanntmachung durch Aushang ist ausrei-
chend.

§ 8
Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen

(1) Einschlägige Studienzeiten an anderen Fachhochschulen oder in entsprechenden Stu-
diengängen an anderen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes sowie da-
bei erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen werden von Amts wegen angerechnet.

(2) Studienzeiten in anderen Studiengängen sowie dabei erbrachte Studienleistungen wer-
den von Amts wegen angerechnet, soweit ein fachlich gleichwertiges Studium nachge-
wiesen wird. Studienzeiten an anderen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundge-
setzes sowie dabei erbrachte Studienleistungen werden von Amts wegen angerechnet,
soweit ein gleichwertiges Studium nachgewiesen wird; Absatz 1 bleibt unberührt.
Gleichwertige Studienzeiten und Studienleistungen an Hochschulen außerhalb des Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes werden auf Antrag angerechnet; für die Gleichwertig-
keit sind die von der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz ge-
billigten Äquivalenzvereinbarungen maßgebend. Soweit Äquivalenzvereinbarungen
nicht vorliegen, entscheidet der Prüfungsausschuss über die Anrechnung. Im übrigen
kann bei Zweifeln in der Frage der Gleichwertigkeit die Zentralstelle für ausländisches
Bildungswesen gehört werden.

(3) Absatz 2 gilt in den dort genannten Fällen für die Anrechnung von Prüfungsleistungen
entsprechend, sofern die Gleichwertigkeit nachgewiesen wird.

(4) In staatlich anerkannten Fernstudien erworbene Leistungsnachweise werden, soweit sie
gleichwertig sind, als Studien- oder Prüfungsleistungen sowie auf die Studienzeit ange-
rechnet. Bei der Feststellung der Gleichwertigkeit sind gemeinsame Beschlüsse der Kul-
tusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz zu beachten.

(5) Über die Anrechnung nach den Absätzen 1 bis 4 entscheidet der Prüfungsausschuss, im
Zweifelsfall nach Anhörung von für die Fächer zuständigen Prüfern.

(6) Soweit Studienzeiten nach den Absätzen 1 und 2 angerechnet werden, verändert sich
die Frist für die Meldung  zum letzten Teil der Diplomprüfung (§ 5 Abs. 5) entsprechend.
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§ 9
Einstufungsprüfung

(1) Studienbewerber, die für ein erfolgreiches Studium erforderliche Kenntnisse und Fähig-
keiten auf andere Weise als durch ein Studium erworben haben, sind nach dem Ergeb-
nis einer Einstufungsprüfung aufgrund von § 45 FHG berechtigt, das Studium in einem
dem Ergebnis entsprechenden Abschnitt des Studiengangs aufzunehmen, soweit nicht
Regelungen über die Vergabe von Studienplätzen entgegenstehen.

(2) Nach dem Ergebnis der Einstufungsprüfung können dem Studienbewerber eine prakti-
sche Tätigkeit gemäß § 3, eine Praxistätigkeit im Blockpraktikum gemäß § 21, die Teil-
nahme an Pflicht- und Wahlpflichtveranstaltungen und die entsprechenden Leistungs-
nachweise sowie Prüfungsleistungen in Fachprüfungen ganz oder teilweise erlassen
werden; dies gilt nicht für die Fachprüfungen, die nach der Studienordnung und dem
Studienplan in der Regel zum Ende des sechsten Studiensemesters stattfinden sollen.
Über die Entscheidung erhält der Kandidat eine Bescheinigung.

(3) Das Nähere über Art, Form und Umfang der Einstufungsprüfung regelt die Einstufungs-
prüfungsordnung der Fachhochschule Dortmund vom 12. Mai 1986 (GABI. NW. S. 387)
in der jeweils geltenden Fassung.

§ 10
Bewertung von Prüfungsleistungen

(1) Prüfungsleistungen sind durch Noten differenziert zu beurteilen. Die Noten für die ein-
zelnen Prüfungsleistungen werden von dem jeweiligen Prüfer festgesetzt.

(2) Sind mehrere Prüfer an einer Prüfung beteiligt, so bewerten sie die gesamte Prüfungs-
leistung gemeinsam, sofern nicht nachfolgend etwas anderes bestimmt ist. Bei nicht ü-
bereinstimmender Beurteilung ergibt sich die Note aus dem arithmetischen Mitteln der
Einzelbewertungen.

(3) Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:

1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung;

2 = gut = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen
Anforderungen liegt;

3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen
entspricht;

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den
Anforderungen genügt;

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den
Anforderungen nicht mehr genügt.

Zur weiteren Differenzierung der Bewertung können im Notenbereich zwischen 1,0 und
4,0 um o,3 verminderte oder erhöhte Notenziffern verwendet werden. Die Noten 0,7 und
4,3 sind ausgeschlossen.

(4) Bei Bildung von Noten aus Zwischenwerten ergibt

bis 1,5................... die Note "sehr gut",
über 1,5 bis 2,5........ die Note "gut",
über 2,5 bis 3,5........ die Note "befriedigend",
über 3,5 bis 4,0........ die Note "ausreichend",
über 4,0................... . die Note "nicht ausreichend".

Hierbei werden Zwischenwerte nur mit der ersten Dezimalstelle berücksichtigt; alle wei-
teren Stellen hinter dem Komma werden ohne Rundung gestrichen.
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§ 11
Wiederholung von Prüfungsleistungen

(1) Die Diplomprüfung kann jeweils in den Teilen, in denen sie nicht bestanden ist oder als
nicht bestanden gilt, wiederholt werden. Die Wiederholung soll in der Regel innerhalb
von zwei Semestern nach dem erfolglosen Versuch stattfinden.

(2) Eine nicht bestandene Fachprüfung kann zweimal wiederholt werden.

(3) Die Diplomarbeit und das Kolloquium können je einmal wiederholt werden.

(4) Eine mindestens als ausreichend bewertete Prüfungsleistung kann nicht wiederholt
werden.

(5) Versäumt ein Kandidat, der das Kolloquium erstmals nicht bestanden hat, sich inner-
halb von drei Jahren erneut zum Kolloquium zu melden, erlischt der Prüfungsanspruch,
es sei denn, dass der Kandidat das Fristversäumnis nicht zu vertreten hat. Die erforder-
lichen Feststellungen trifft der Prüfungsausschuss.

§ 12
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, wenn der Kandidat zu
einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheint oder wenn er nach Beginn
der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt oder die Prüfungsleistung
nicht vor Ablauf der Prüfung erbringt. Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Kandidat die
Diplomarbeit oder eine andere befristete Prüfungsarbeit nicht fristgemäß abliefert.

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden.
Bei Krankheit des Kandidaten kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt wer-
den. Erkennt der Prüfungsausschuss die Gründe an, so wird dem Kandidaten mitgeteilt,
dass er die Zulassung zu der entsprechenden Prüfungsleistung erneut beantragen kann.

(3) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung oder
Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die entsprechende Prü-
fungsleistung als „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet. Ein Kandidat, der den ordnungs-
gemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder Aufsichtführen-
den in der Regel nach Abmahnung von der Fortsetzung der Prüfungsleistung ausge-
schlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet. Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen.
Wird der Kandidat von der weiteren Erbringung einer Prüfungsleistung ausgeschlossen,
kann er verlangen, dass diese Entscheidung vom Prüfungsausschuss überprüft wird.
Dies gilt entsprechend bei Feststellungen eines Prüfers oder Aufsichtführenden gemäß
Satz 1.

II. Fachprüfungen

§ 13
Ziel, Umfang und Form der Fachprüfungen

(1) In den Fachprüfungen soll festgestellt werden, ob der Kandidat Inhalt und Methoden der
Prüfungsfächer in den wesentlichen Zusammenhängen beherrscht, fächerübergreifende
Zusammenhänge erfasst und die erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf die Ar-
beitsfelder der Sozialarbeit bezogen selbständig anwenden kann. Es sind sechs Fach-
prüfungen abzulegen, die sich auf die für den Studiengang Sozialarbeit relevanten Ge-
biete folgender Fächer beziehen:
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1. Methoden der Sozialarbeit
2. Rechtswissenschaft
3. Soziologie
4. als Wahlpflichtfach:
4.1 Politikwissenschaft einschließlich Sozialpolitik oder
4.2 Verwaltung und Organisation
5 Als Wahlpflichtfach:
5.1 Psychologie oder
5.2 Sozialmedizin einschließlich Psychopathologie
6. als Wahlpflichtfach:
6.1 Erziehungswissenschaft oder
6.2 Medienpädagogik (Ästhetik und Kommunikation) oder
6.3 Sozialphilosophie/Sozialethik oder
6.4 Arbeits- und Berufspädagogik.

(2) Die Prüfungsanforderungen sind an dem Inhalt der Lehrveranstaltungen zu orientieren,
die aufgrund der Studienordnung für das betreffende Prüfungsfach vorgesehen sind.
Dabei soll ein durch Leistungsnachweise belegter Wissensstand aus vorangegangenen
Studienabschnitten nur insoweit festgestellt werden, als das Ziel der Fachprüfung nach
Absatz 1 dies erfordert.

(3) Die Fachprüfung besteht unbeschadet der Regelung in Absatz 4 in einer schriftlichen
Klausurarbeit mit einer Bearbeitungszeit von zwei bis vier Zeitstunden oder in einer
mündlichen Prüfung von etwa dreißig Minuten Dauer. Der Prüfungsausschuss legt min-
destens zwei Monate vor jedem Prüfungstermin die Prüfungsform und im Fall einer
Klausurarbeit deren Bearbeitungszeit im Benehmen mit den Prüfern für alle Kandidaten
der jeweiligen Fachprüfung einheitlich und verbindlich fest.

(4) In fachlich geeigneten Fällen, insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Anwendung
der erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten bei der Analyse praxisnaher Probleme und
deren sachgerechter Lösung, soll der Prüfungsausschuss im Einvernehmen mit den
Prüfern festlegen, dass bis zu drei Prüfungsfächer zu fachübergreifenden Gebieten zu-
sammengefasst werden (integrierte Fachprüfung), in denen die Fähigkeiten und Kennt-
nisse des Kandidaten exemplarisch geprüft werden können. Die Prüfungsdauer nach
Absatz 3 verlängert sich entsprechend, jedoch auf nicht mehr als sechs Zeitstunden
Klausurarbeit oder einer Zeitstunde mündliche Prüfung. Ferner kann der Prüfungsaus-
schuss auch eine Hausarbeit mit einer Bearbeitungszeit von vier Wochen als Einzel- o-
der Gruppenarbeit, die sich auf die fachübergreifenden Gebiete nach Satz 1 erstreckt,
mit zugehörigem Kolloquium als Prüfungsleistung zulassen; das Kolloquium wird als
mündliche Fachprüfung durchgeführt. Die Bewertung der Prüfungsleistung erfolgt ab-
weichend von § 10 Abs. 2 für jedes Prüfungsfach gesondert; im übrigen können die
Prüfer das Ergebnis der Prüfung in einer zusätzlichen Note zusammenfassen. Die Fähig-
keit zur Integration der Fächer ist bei der Benotung zu berücksichtigen. Die Wiederhol-
barkeit bestimmt sich nach § 11 Abs. 1, 2 und 4 für jedes Prüfungsfach gesondert; ab-
weichend hiervon kann auf Antrag des Kandidaten auch die Wiederholungsprüfung als
integrierte Fachprüfung durchgeführt werden.

(5) Prüfungsleistungen in einer Fachprüfung können nach Maßgabe des § 9 Abs. 2 durch
gleichwertige Leistungen in einer Einstufungsprüfung gemäß § 45 Abs. 1 FHG ersetzt
werden. Dies gilt nicht für die Fachprüfungen, die nach der Studienordnung und dem
Studienplan in der Regel zum Ende des sechsten Studiensemesters stattfinden sollen.

(6) Eine Fachprüfung ist bestanden, wenn die Prüfungsleistung mindestens als ausreichend
bewertet worden ist.
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§ 14
Zulassung zu Fachprüfungen

(1) Zu einer Fachprüfung kann nur zugelassen werden, wer

1. ein Zeugnis der Fachhochschulreife oder eine vom Kultusminister als gleichwertig
anerkannte Vorbildung besitzt oder aufgrund einer Einstufungsprüfung gemäß § 45
FHG zum Studium zugelassen worden ist,

2. eine nach § 3 geforderte praktische Tätigkeit abgeleistet hat,

3. die als Voraussetzung für die jeweilige Fachprüfung vorgeschriebenen Leistungs-
nachweise (Prüfungsvorleistungen: § 19) erbracht hat oder bis zu einem vom Prü-
fungsausschuss festgesetzten Termin erbringt.

Die in Satz 1 Nr. 2 und 3 genannten Voraussetzungen können durch entsprechende
Feststellungen im Rahmen einer Einstufungsprüfung nach § 45 FHG ganz oder teilweise
ersetzt werden.

(2) Bei Fachprüfungen, die nach der Studienordnung und dem Studienplan in der Regel zum
Ende des sechsten Studiensemesters stattfinden sollen, muss der Kandidat ferner seit
mindestens einem Semesters im Studiengang Sozialarbeit an der Fachhochschule
Dortmund als Student eingeschrieben oder gemäß § 49 Abs. 2 FHG als Zweithörer zu-
gelassen sein.

(3) Das in dem Antrag genannte Wahlprüfungsfach, in dem der Kandidat die Fachprüfung
ablegen will, ist mit Eintritt in den ersten Versuch zur Erbringung der Prüfung verbind-
lich festgelegt.

(4) Der Antrag auf Zulassung ist bis zu dem vom Prüfungsausschuss festgesetzten Termin
schriftlich an den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu richten. Der Antrag kann
für mehrere Fachprüfungen zugleich gestellt werden, wenn diese Fachprüfungen inner-
halb desselben Prüfungszeitraums oder die dafür vorgesehenen Prüfungstermine spä-
testens zu Beginn der Vorlesungszeit des folgenden Semesters stattfinden sollen.

(5) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen oder bis zu einem vom Prüfungsaus-
schuss festgesetzten Termin nachzureichen, sofern sie nicht bereits früher vorgelegt
wurden:
1. die Nachweise über die in den Absätzen 1 und 2 genannten Zulassungsvorausset-

zungen, im Falle eines Fachpraktikums gemäß § 3 Abs. 2 jedoch erst zu Beginn des
vierten Studiensemesters,

2. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung entsprechender Prüfungen und
studienbegleitender Leistungsnachweise nach § 5 Abs. 4 sowie über bisherige Ver-
suche zur Ablegung einer Diplomprüfung und gegebenenfalls einer Vor- oder Zwi-
schenprüfung im gleichen Studiengang,

3. eine Erklärung darüber, ob bei mündlichen Prüfungen einer Zulassung von Zuhörern
widersprochen wird.

Ist es dem Kandidaten nicht möglich, eine nach Satz 1 erforderliche Unterlage in der
vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, den
Nachweis auf andere Art  zu führen.

(6) Der Antrag auf Zulassung zu einer Fachprüfung kann schriftlich beim Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses bis eine Woche vor dem festgesetzten Prüfungstermin ohne An-
rechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zurückgenommen werden.

(7) Über die Zulassung entscheidet der Vorsitzende des Prüfungsausschusses und im
Zweifelsfall der Prüfungsausschuss.

(8) Die Zulassung ist zu versagen, wenn

a) die in Absatz 1 oder 2 genannten Voraussetzungen  nicht erfüllt sind oder

b) die Unterlagen unvollständig sind und nicht bis zu dem vom Prüfungsausschuss
festgesetzten Termin ergänzt werden oder
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c) der Kandidat eine entsprechende Fachprüfung in einem Studiengang der Fachrich-
tung Sozialwesen endgültig nicht bestanden oder einen Leistungsnachweis gemäß §
5 Abs. 4 im Studiengang Sozialarbeit endgültig nicht erbracht hat oder im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes die Diplomprüfung oder die Diplom-Vorprüfung oder ei-
ne entsprechende Zwischenprüfung im Studiengang Sozialarbeit endgültig nicht be-
standen hat.

Im übrigen darf die Zulassung nur versagt werden, wenn der Kandidat im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes seinen Prüfungsanspruch im Studiengang Sozialarbeit durch
Versäumen einer Wiederholungsfrist verloren hat.

§ 15
Durchführung von Fachprüfungen

(1) Die Fachprüfungen finden außerhalb der Lehrveranstaltungen statt.

(2) Für jedes Prüfungsfach ist mindestens ein Prüfungstermin im Semester anzusetzen. Er
soll innerhalb eines Prüfungszeitraums stattfinden, der vom Prüfungsausschuss festge-
setzt und bei Semesterbeginn oder zum Ende des vorhergehenden Semesters bekannt
gegeben wird. Der Prüfungstermin kann auch nach Ablauf oder vor Beginn der Vorle-
sungszeit stattfinden.

(3) Der Prüfungstermin wird dem Kandidaten rechtzeitig, in der Regel mindestens zwei Wo-
chen vor der betreffenden Prüfung bekannt gegeben.

(4) Der Kandidat hat sich auf Verlangen des Prüfers oder Aufsichtführenden mit einem amt-
lichen Ausweis auszuweisen.

(5) Macht der Kandidat durch ein ärztliches Zeugnis oder auf andere Weise glaubhaft, dass
er wegen ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz o-
der teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, kann der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu
erbringen. Er hat dafür zu sorgen, dass durch die Gestaltung der Prüfungsbedingungen
eine Benachteiligung für Behinderte nach Möglichkeit ausgeglichen wird. Im Zweifel
kann der Vorsitzende des Prüfungsausschusses weitere Nachweise fordern.

§ 16
Klausurarbeiten

(1) In den Klausurarbeiten soll der Kandidat nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit
beschränkten Hilfsmitteln Probleme aus Gebieten des jeweiligen Prüfungsfachs mit ge-
läufigen Methoden seiner Fachrichtung erkennen und Wege zu ihrer Lösung finden
kann.

(2) Eine Klausurarbeit findet unter Aufsicht statt. Über die Zulassung von Hilfsmitteln ent-
scheidet der Prüfer.

(3) Die Prüfungsaufgabe einer Klausurarbeit wird in der Regel von nur einem Prüfer gestellt.
In fachlich begründeten Fällen, insbesondere wenn in einem Prüfungsfach mehrere
Fachgebiete zusammenfassend geprüft werden, kann die Prüfungsaufgabe auch von
mehreren Prüfern gestellt werden. In diesem Fall legen die Prüfer die Gewichtung der
Anteile an der Prüfungsaufgabe vorher gemeinsam fest; ungeachtet der Anteile und ih-
rer Gewichtung beurteilt jeder Prüfer die gesamte Klausurarbeit. Abweichend von Satz
3, zweiter Halbsatz, kann der Prüfungsausschuss wegen der Besonderheit eines Fach-
gebiets bestimmen, dass der Prüfer nur den Teil der Klausurarbeit beurteilt, der seinem
Fachgebiet entspricht.

(4) Klausurarbeiten sind in der Regel von zwei Prüfern zu bewerten. Sofern der Prüfungs-
ausschuss aus zwingenden Gründen eine Abweichung zulässt, sind die Gründe akten-
kundig zu machen. Bei nicht übereinstimmender Bewertung einer Klausurarbeit ergibt
sich die Note aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. In den Fällen des
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Absatzes 3 Satz 2 bewerten die Prüfer die Klausurarbeit gemäß § 10 Abs. 2 gemeinsam;
liegt der Fall des Absatz 3 Satz 4 vor, wird die Bewertung des Prüfers, der nur sein Fach-
gebiet beurteilt, entsprechend der vorher festgelegten Gewichtung der Anteile berück-
sichtigt. Bei einer integrierten Fachprüfung ergeben sich die Zahl der Prüfer und die Art
der Bewertung aus § 13 Abs. 4 Satz 4.

(5) Vor einer Festsetzung der Note „nicht ausreichend“ nach der zweiten Wiederholung
eines Prüfungsversuchs kann der Kandidat sich einer mündlichen Ergänzungsprüfung
unterziehen; die Ergänzungsprüfung findet unverzüglich nach Bekanntgabe des nicht
ausreichenden Ergebnisses der Klausurarbeit auf Antrag des Kandidaten statt. Die Er-
gänzungsprüfung wird von den Prüfern der Klausurarbeit gemeinsam abgenommen; im
übrigen gelten die Vorschriften über mündliche Fachprüfungen entsprechend. Aufgrund
der Ergänzungsprüfung können nur die Noten „ausreichend“ (4,0) oder „nicht ausrei-
chend“ (5,0) als Ergebnis der Fachprüfung festgesetzt werden. Die Sätze 1 bis 3 finden
in den Fällen des § 12 Abs. 1 und 3 keine Anwendung.

§ 17
Mündliche Prüfungen

(1) Mündliche Prüfungen werden in der Regel vor einem Prüfer in Gegenwart eines sach-
kundigen Beisitzers (§ 7 Abs. 1 Satz 3) oder vor mehreren Prüfern (Kollegialprüfung) als
Gruppenprüfung oder als Einzelprüfungen abgelegt. Hierbei wird jeder Kandidat in ei-
nem Prüfungsfach grundsätzlich nur von einem Prüfer geprüft. Vor der Festsetzung der
Note hat der Prüfer den Beisitzer oder die anderen Prüfer  zu hören. Die Sätze 1 bis 3
gelten für integrierte Fachprüfungen entsprechend.

(2) Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der Prüfung, insbesondere die für die
Benotung maßgeblichen Tatsachen, sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Ergebnis
der Prüfung ist dem Kandidaten im Anschluss an die mündliche Prüfung bekannt
zugeben.

(3) Studenten, die sich in einem späteren Prüfungszeitraum der gleichen Prüfung unterzie-
hen wollen, werden nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als Zuhörer zugelassen,
sofern nicht ein Kandidat bei der Meldung zur Prüfung widersprochen hat. Die Zulas-
sung erstreckt sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses.

III. Studienbegleitende Leistungsnachweise

§ 18
Allgemeine Regelungen für Leistungsnachweise

(1) In den studienbegleitenden Leistungsnachweisen soll aufgrund anerkannter oder be-
werteter Studienleistungen festgestellt werden, dass der Kandidat während seines Stu-
diums an Lehrveranstaltungen erfolgreich teilgenommen hat. Der Nachweis bloßer Teil-
nahme an einer Lehrveranstaltung stellt keinen Leistungsnachweis dar.

(2) Ein unbenoteter Leistungsnachweis ist in der Regel erbracht, wenn die Lösung der im
Verlauf der Lehrveranstaltung gestellten Aufgaben in dem geforderten Mindestumfang
anerkannt und durch das Urteil „mit Erfolg teilgenommen“ bestätigt worden ist. Den
Mindestumfang kann die Studienordnung allgemein festlegen; im anderen Fall trifft der
für die Veranstaltung zuständige Lehrende die erforderliche Bestimmung und gibt sie zu
Beginn des Semesters bekannt.

(3) Soll die erfolgreiche Teilnahme an einer Lehrveranstaltung durch einen benoteten Leis-
tungsnachweis festgestellt werden, muss die geforderte Studienleistung mindestens als
ausreichend bewertet worden sein. Für die Bewertung gilt § 10 entsprechend.
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(4) Für die Erbringung von Studienleistungen findet bei einer ständigen körperlichen Be-
hinderung des Kandidaten die Vorschrift des § 15 Abs. 5 entsprechende Anwendung.

§ 19
Leistungsnachweise in Prüfungsfächern

(Prüfungsvorleistungen)

(1) In Prüfungsfächern sind die aufgrund dieser Prüfungsordnung vorgeschriebenen Leis-
tungsnachweise als Zulassungsvoraussetzung für die Fachprüfung zu erbringen  (Prü-
fungsvorleistungen).

(2) Die für Prüfungsvorleistungen nach Absatz 1 geforderten Studienleistungen sollen dem
Studenten insbesondere dazu dienen,

a) sich über seinen Studienfortschritt in einem Prüfungsfach, das nach dem Studien-
plan über mehrere Semester studiert wird, zu vergewissern oder

b) die Anwendung der erworbenen Fachkenntnisse zu erproben und die Methoden des
Fachs einzuüben.

Die Studienleistungen sollen nach Gegenstand und Anforderung so auf den Inhalt der
jeweiligen Lehrveranstaltung bezogen sein, dass die für das Fach vorgesehene Prü-
fungsleistung ihrem Zweck nach ( § 13 Abs. 1) nicht vorweggenommen wird.

(3) Als Studienleistungen kommen insbesondere schriftliche Ausarbeitungen (Hausarbei-
ten), gegebenenfalls in Verbindung mit einem Kolloquium, Klausurarbeiten, Referate,
Entwürfe sowie mündliche Leistungen in Fachgesprächen in Betracht.

(4) Versuche zur Erbringung von Prüfungsvorleistungen können unbeschränkt wiederholt
werden.

(5) Für die Zulassung zur Fachprüfung sind in den Pflichtfächern folgende Prüfungsvorleis-
tungen (§ 14 Abs. 1 Nr. 3) zu erbringen:

Fach Studienelemente
Methoden der Sozialarbeit Methodik II

Methodik III
Praxis-Theorie-Seminar

Rechtswissenschaft Jugendhilfe III
Sozialhilfe III

Soziologie Spezielle Soziologie III
Empirische Sozialforschung II

(6) In den Wahlpflichtfächern ist nach Wahl der Studenten in einem Fach eine Prüfungsvor-
leistung für die Zulassung zur Fachprüfung zu erbringen. In folgenden Wahlpflichtfä-
chern ist die Erbringung einer Prüfungsvorleistung möglich:

Fach Studienelemente
Politikwissenschaft einschl. Bereiche der Politikwissenschaft I
Sozialpolitik Bereiche der Politikwissenschaft II
Psychologie Ausgewählte Themen I

Ausgewählte Themen II
oder
Sozialmedizin einschl. Spezielle Sozialmedizin
Psychopathologie Spezielle Psychopathologie
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Erziehungswissenschaft Institutionen der Sozialpädagogik
Methoden der Sozialpädagogik

oder
Medienpädagogik Institutionen der Sozialpädagogik
(Ästhetik und Kommunikation) Methoden der musisch-kommunikativen Konfliktbe-

handlung
oder
Sozialphilosophie/Sozialethik Institutionen der Sozialpädagogik

Realisation politischer Wertvorstellungen
oder
Arbeits- und Berufspädagogik Institutionen der Sozialpädagogik

Didaktik und Methodik der Berufspädagogik

(7) Der gemäß § 21 erforderliche Nachweis der erfolgreichen Ableistung des Teilzeitprakti-
kums ist für die Zulassung zur Fachprüfung Methoden der Sozialarbeit vorzulegen.

(8) Im Fach Rechtswissenschaft sind die Studienleistungen „Jugendhilfe III“ und „Sozial-
hilfe III“ verbindlich als Klausurarbeiten in unterschiedlichen Semestern zu erbringen.

§ 20
Leistungsnachweise in anderen als Prüfungsfächern

(1) In Fächern, die nicht Gegenstand einer Fachprüfung sind, ist durch Leistungsnachweise
die erfolgreiche Teilnahme an Lehrveranstaltungen nachzuweisen. Es müssen zwei Leis-
tungsnachweise in anderen als Prüfungsfächern erbracht werden: je ein Leistungsnach-
weis in den Wahlpflichtfächern 4.1 oder 4.2 und 5.1 oder 5.2, in denen der Student kei-
ne Fachprüfung abgelegt hat. Die Leistungsnachweise setzen sich aus folgenden Stu-
dienleistungen zusammen:

Fach Studienelemente
(4.1) Politikwissenschaft einschl. Bereiche der Politikwissenschaft I

Sozialpolitik Bereiche der Politikwissenschaft II

(4.2) Verwaltung und Organisation Organisationstheorie/
Organisationsentwicklung
Verwaltungsrecht II

(5.1) Psychologie Ausgewählte Themen I
Ausgewählte Themen II

(5.2) Sozialmedizin einschl. Spezielle Sozialmedizin
Psychopathologie Spezielle Psychopathologie

(2) Die nach Absatz 1 vorgeschriebenen Leistungsnachweise müssen auf bewerteten Stu-
dienleistungen beruhen, die nach Anforderung und Verfahren einer Prüfungsleistung
gleichwertig sind (§ 5 Abs. 4). Die Gleichwertigkeit von Studienleistungen mit einer
Prüfungsleistung setzt insbesondere voraus, dass die Studienleistungen unter prü-
fungsmäßigen Bedingungen erbracht und von prüfungsberechtigten Personen (§ 7
Abs. 1) abgenommen und benotet werden sowie beschränkt wiederholbar sind. § 12
sowie § 14 Abs. 4, Abs. 5 Satz 1 Nr. 2, Abs. 6, Abs. 7 und Abs. 8 Satz 1 Buchstaben b
und c sowie Satz 2 gelten entsprechend. Der Prüfungsausschuss legt mindestens zwei
Monate vor jedem Prüfungstermin die Prüfungsform und im Fall einer Klausurarbeit de-
ren Bearbeitungszeit im Benehmen mit den Prüfern für alle Kandidaten des jeweiligen
Leistungsnachweises verbindlich fest.

(3) Die für Leistungsnachweise nach Absatz 1 geforderten Studienleistungen dienen in der
Regel dem Nachweis hinreichender Fachkenntnisse, soweit die Kenntnisse in diesem
Fach zu Erreichung des Zwecks der Diplomprüfung erforderlich sind; zugleich sollen die
Anwendung der Fachkenntnisse erprobt und die Methoden des Fachs eingeübt werden.
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(4) Für die Wiederholung eines Leistungsnachweises nach Absatz 1 gilt § 11 Abs. 2 und 4
entsprechend. Dabei brauchen Studienleistungen nur insoweit wiederholt zu werden,
als dies für eine mindestens ausreichende Note des Leistungsnachweises erforderlich
ist. Sind mehrere Studienleistungen als „nicht ausreichend“ bewertet worden, bestimmt
der für die Veranstaltungen zuständige Lehrende die Reihenfolge der jeweils erforderli-
chen Wiederholungen. Für die letzte Wiederholung einer Studienleistung gilt die Rege-
lung über die mündliche Ergänzungsprüfung mit Ausnahme von § 16 Abs. 5 Satz 3 ent-
sprechend.

IV. Praxistätigkeit

§ 21
Praxistätigkeit im Studium

Die Praxistätigkeit gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 umfasst ein zeitlich zusammenhängendes Prakti-
kum von mindestens drei Monaten Dauer (Blockpraktikum) und ein Teilzeitpraktikum nach
Maßgabe der Studienordnung. Das Blockpraktikum kann aus besonderen Gründen in zwei
verschiedenen Einrichtungen der Sozialarbeit oder in zwei Abschnitten abgeleistet werden.

§ 22
Berufspraktikum

(1) Das für die „staatliche Anerkennung“ erforderliche Berufspraktikum wird nach erfolg-
reich abgeschlossenem Studium als einjähriges gelenktes Praktikum abgeleistet.

(2) Für die Durchführung des Berufspraktikums und die Erteilung der „staatlichen Anerken-
nung“ gelten die §§ 19 bis 28 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung vom 23. März
1959 (MBI. NW. S. 682).

V. Diplomarbeit und Kolloquium

§ 23
Diplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit soll zeigen, dass der Kandidat befähigt ist, innerhalb einer vorgegebe-
nen Frist eine praxisorientierte Aufgabe aus der Sozialarbeit sowohl in ihren fachlichen
Einzelheiten als auch in den fachübergreifenden Zusammenhängen nach wissenschaftli-
chen und fachpraktischen Methoden selbständig zu bearbeiten. Die Diplomarbeit ist ei-
ne schriftliche Hausarbeit.

(2) Die Diplomarbeit kann von jedem Professor, der gemäss § 7 Abs. 1 zum Prüfer bestellt
werden kann, ausgegeben und betreut werden. Auf Antrag des Kandidaten kann der
Prüfungsausschuss auch einen Honorarprofessor oder mit entsprechenden Aufgaben
betrauten Lehrbeauftragten gemäß § 7 Abs. 1 zum Betreuer bestellen, wenn feststeht,
dass das vorgesehene Thema der Diplomarbeit nicht durch einen der für die betroffenen
Fächer zuständigen Professor betreut werden kann. Eine Lehrkraft für besondere Aufga-
ben kann auf Antrag des Kandidaten zum Betreuer bestellt werden, wenn das ihr über-
tragene Lehrgebiet vom Thema der Diplomarbeit wesentlich betroffen ist. Die Diplomar-
beit darf mit Zustimmung des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses in einer Einrich-
tung außerhalb der Hochschule angefertigt werden, wenn sie dort ausreichend betreut
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werden kann. Dem Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, Vorschläge für den Themenbe-
reich der Diplomarbeit zu machen.

(3) Auf Antrag sorgt der Vorsitzende des Prüfungsausschusses dafür, dass ein Kandidat
rechtzeitig ein Thema für die Diplomarbeit erhält.

(4) Die Diplomarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit zugelassen werden, wenn der
als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag des einzelnen aufgrund der Angabe von Ab-
schnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgren-
zung ermöglichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen
nach Absatz 1 erfüllt.

§ 24
Zulassung zur Diplomarbeit

(1) Zur Diplomarbeit kann zugelassen werden, wer

1. die Zulassungsvoraussetzungen für Fachprüfungen gemäß § 14 Abs. 1 und Abs. 2
erfüllt,

2. die Fachprüfungen bis auf zwei bestanden hat,

3. die gemäß § 20 vorgeschriebenen Leistungsnachweise bis auf einen erbracht hat,

4. das gemäß § 21 vorgeschriebene Blockpraktikum erfolgreich abgeleistet hat.

(2) Der Antrag auf Zulassung ist schriftlich an den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
zu richten. Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen, sofern sie nicht bereits
früher vorgelegt wurden:

1. die Nachweise über die in Absatz 1 genannten Zulassungsvoraussetzungen,
2. eine Erklärung über bisherige Versuche zur Bearbeitung einer Diplomarbeit und zur

Ablegung der Diplomprüfung und gegebenenfalls einer Vor- oder Zwischenprüfung
im Studiengang Sozialarbeit.

Dem Antrag soll eine Erklärung darüber beigefügt werden, welcher Prüfer zur Ausgabe
und Betreuung der Diplomarbeit bereit ist.

(3) Der Antrag auf Zulassung kann schriftlich bis zur Bekanntgabe der Entscheidung über
den Antrag ohne Anrechnung auf die Zahl der möglichen Prüfungsversuche zurückge-
nommen werden.

(4) Über die Zulassung entscheidet der Vorsitzende des Prüfungsausschusses und im
Zweifelsfall der Prüfungsausschuss. Die Zulassung ist zu versagen, wenn

a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt oder

b) die Unterlagen unvollständig sind oder

c) im Geltungsbereich des Grundgesetzes eine entsprechende Diplomarbeit des Kan-
didaten ohne Wiederholungsmöglichkeit als nicht ausreichend bewertet worden ist
oder der Kandidat eine der in Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 genannten Prüfungen endgültig
nicht bestanden hat oder wenn er einen Leistungsnachweis gemäß § 5 Abs.4 im Stu-
diengang Sozialarbeit endgültig nicht erbracht hat.

Im übrigen darf die Zulassung nur versagt werden, wenn der Kandidat im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes seinen Prüfungsanspruch im Studiengang Sozialarbeit durch
Versäumen einer Wiederholungsfrist verloren hat.
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§ 25
Ausgabe und Bearbeitung der Diplomarbeit

(1) Die Ausgabe der Diplomarbeit erfolgt über den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses.
Als Zeitpunkt der Ausgabe gilt der Tag, an dem der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses das von dem Betreuer der Diplomarbeit gestellte Thema dem Kandidaten bekannt
gibt; der Zeitpunkt ist aktenkundig zu machen.

(2) Die Bearbeitungszeit (Zeitraum von der Ausgabe bis zur Abgabe der Diplomarbeit) be-
trägt mindestens zwei Monate und soll drei Monate nicht überschreiten. Das Thema und
die Aufgabenstellung müssen so beschaffen sein, dass die Diplomarbeit innerhalb der
vorgesehenen Frist abgeschlossen werden kann. Im Ausnahmefall kann der Vorsitzende
des Prüfungsausschusses auf einen vor Ablauf der Frist gestellten begründeten schrift-
lichen Antrag die Bearbeitungszeit um bis zu vier Wochen verlängern. Der Betreuer der
Diplomarbeit soll zu dem Antrag gehört werden.

(3) Das Thema der Diplomarbeit kann nur einmal und nur innerhalb der ersten vier Wochen
der Bearbeitungszeit ohne Angabe von Gründen zurückgegeben werden. Im Fall der
Wiederholung gemäß § 11 Abs. 3 ist die Rückgabe nur zulässig, wenn der Kandidat bei
der Anfertigung seiner ersten Diplomarbeit von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch
gemacht hatte.

(4) Im Fall einer ständigen körperlichen Behinderung des Kandidaten findet § 15 Abs. 5
entsprechende Anwendung.

§ 26
Abgabe und Bewertung der Diplomarbeit

(1) Die Diplomarbeit ist fristgemäß bei dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses abzu-
liefern. Der Zeitpunkt der Abgabe ist aktenkundig zu machen; bei Zustellung der Arbeit
durch die Post ist der Zeitpunkt der Einlieferung bei der Post maßgebend. Bei der Abga-
be der Diplomarbeit hat der Kandidat schriftlich zu versichern, dass er seine Arbeit – bei
einer Gruppenarbeit seinen entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selb-
ständig angefertigt und keine anderen als die angegebenen und bei Zitaten kenntlich
gemachten Quellen und Hilfsmittel benutzt hat.

(2) Die Diplomarbeit ist von zwei Prüfern zu bewerten. Einer der Prüfer soll der Betreuer der
Diplomarbeit sein. Der zweite Prüfer wird vom Prüfungsausschuss bestimmt; in den
Fällen des § 23 Abs. 2 Satz 2 und 3 muss der zweite Prüfer ein Professor sein. Bei nicht
übereinstimmender Bewertung durch die Prüfer wird die Note der Diplomarbeit aus dem
arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen gebildet, wenn die Differenz der beiden
Noten weniger als 2,0 beträgt. Beträgt die Differenz 2,0 und mehr, wird vom Prüfungs-
ausschuss ein dritter Prüfer bestimmt. In diesem Fall ergibt sich die Note der Diplomar-
beit aus dem arithmetischen Mittel der beiden besseren Einzelbewertungen. Die Dip-
lomarbeit kann jedoch nur dann als „ausreichend“ oder besser bewertet werden, wenn
mindestens zwei der Noten „ausreichend“ oder besser sind. Alle Bewertungen sind
schriftlich zu begründen.

(3) Im Falle des § 23 Abs. 2 Satz 3 gelten die Regelungen des Absatzes 2 Sätze 1 bis 4. Be-
trägt die Differenz der beiden Noten 2,0 und mehr, wird vom Prüfungsausschuss ein
Professor als dritter Prüfer bestimmt. In diesem Fall ergibt sich die Note der Diplomar-
beit aus dem arithmetischen Mittel der Einzelnoten des zweiten und des dritten Prüfers.
Alle Bewertungen sind schriftlich zu begründen.
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§ 27
Kolloquium

(1) Das Kolloquium ergänzt die Diplomarbeit und ist selbständig zu bewerten. Es dient der
Feststellung, ob der Kandidat befähigt ist, die Ergebnisse der Diplomarbeit, ihre fachli-
chen Grundlagen, ihre fachübergreifenden Zusammenhänge und ihre außerfachlichen
Bezüge mündlich darzustellen und selbständig zu begründen und ihre Bedeutung für
die Praxis einzuschätzen. Dabei soll auch die Bearbeitung des Themas der Diplomarbeit
mit dem Kandidaten erörtert werden.

(2) Zum Kolloquium kann der Kandidat nur zugelassen werden, wenn

1. die in § 24 Abs. 1 genannten Voraussetzungen für die Zulassung zur Diplomarbeit
nachgewiesen sind, die Einschreibung als Student oder die Zulassung als Zweithörer
gemäß § 49 Abs. 2 FHG jedoch nur bei der erstmaligen Zulassung zum Kolloquium,

2. alle Fachprüfungen bestanden und alle vorgeschriebenen Leistungsnachweise er-
bracht sind,

3. die Diplomarbeit mindestens als ausreichend bewertet worden ist.

Der Antrag auf Zulassung ist an den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu richten.
Dem Antrag sind die Nachweise über die in Satz 1 genannten Zulassungsvoraussetzun-
gen beizufügen, sofern sie dem Prüfungsausschuss nicht bereits vorliegen; ferner ist ei-
ne Erklärung über bisherige Versuche zur Ablegung entsprechender Prüfungen sowie
darüber, ob einer Zulassung von Zuhörern widersprochen wird, beizufügen. Der Kandi-
dat kann die Zulassung zum Kolloquium auch bereits bei der Meldung zur Diplomarbeit
(§ 14 Abs. 2) beantragen; in diesem Fall erfolgt die Zulassung zum Kolloquium, sobald
alle erforderlichen Nachweise und Unterlagen dem Prüfungsausschuss vorliegen. Für
die Zulassung zum Kolloquium und ihre Versagung gilt im übrigen § 24 Abs. 4 entspre-
chend.

(3) Das Kolloquium wird als mündliche Prüfung (§ 17) durchgeführt und von den Prüfern
der Diplomarbeit gemeinsam abgenommen und bewertet. Im Fall des § 26 Abs. 2 Satz 5
wird das Kolloquium von den Prüfern abgenommen, aus deren Einzelbewertungen die
Note der Diplomarbeit gebildet worden ist. Das Kolloquium dauert etwa dreißig Minu-
ten. Für die Durchführung des Kolloquiums finden im übrigen die für mündliche Fach-
prüfungen geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung.

VI. Ergebnis der Diplomprüfung; Zusatzfächer

§ 28
Ergebnis der Diplomprüfung

(1) Die Diplomprüfung ist bestanden, wenn alle vorgeschriebenen Fachprüfungen bestan-
den sowie die Diplomarbeit und das Kolloquium jeweils mindestens als ausreichend
bewertet worden sind.

(2) Die Diplomprüfung ist nicht bestanden, wenn eine der in Absatz 1 genannten Prüfungs-
leistungen als „nicht ausreichend“ bewertet worden ist oder als „nicht ausreichend“
bewertet gilt. Über die nicht bestandene Diplomprüfung oder über den Verlust des Prü-
fungsanspruchs gemäß § 11 Abs. 5 wird ein Bescheid erteilt, der mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung zu versehen ist. Auf Antrag stellt der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses nach der Exmatrikulation eine Bescheinigung aus, die die erbrachten Prü-
fungs- und Studienleistungen und deren Benotung sowie die zur Diplomprüfung noch
fehlenden Prüfungsleistungen enthält. Aus der Bescheinigung muss hervorgehen, dass
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der Kandidat die Diplomprüfung endgültig nicht bestanden oder seinen Prüfungsan-
spruch gemäß § 11 Abs. 5 verloren hat.

(3) Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend, wenn der Kandidat vorgeschriebene Leistungs-
nachweise gemäß § 20 Abs. 1 bis 4, deren Bestehen Voraussetzung für die Fortsetzung
des Studiums im Studiengang Sozialarbeit ist, endgültig nicht erbracht hat.

§ 29
Zeugnis, Gesamtnote

(1) Über die bestandene Diplomprüfung wird unverzüglich, möglichst innerhalb von vier
Wochen nach der letzten Prüfungsleistung, ein Zeugnis ausgestellt. Das Zeugnis enthält
die Noten der Fachprüfungen, das Thema und die Note der Diplomarbeit, die Note des
Kolloquiums sowie die Gesamtnote der Diplomprüfung; eine zusätzliche Note gemäß §
13 Abs. 4 Satz 4 ist gegebenenfalls aufzuführen. In dem Zeugnis werden ferner die stu-
dienbegleitenden Leistungsnachweise gemäß § 20 Abs. 1 bis 4 in Fächern, die nicht Ge-
genstand einer Fachprüfung waren, und die dabei erzielten Noten aufgeführt. Ein vom
Kandidaten gesetzter fachlicher Schwerpunkt ist gegebenenfalls kenntlich zu machen.

(2) Die Gesamtnote der Diplomprüfung wird aus dem arithmetischen Mittel der in Absatz 1
genannten Einzelnoten gemäß § 10 Abs. 4 gebildet; eine zusätzliche Note gemäß § 13
Abs. 4 Satz 4 bleibt unberücksichtigt. Dabei werden folgende Notengewichte zugrunde
gelegt:

Diplomarbeit dreifach

Kolloquium einfach

Durchschnitt der Noten der Fachprüfungen
und der Leistungsnachweise zusammen sechsfach.

Zur Bildung des Durchschnitts der Noten der Fachprüfungen und der Leistungsnachwei-
se wird jede Fachprüfung zweifach und jeder Leistungsnachweis einfach gewichtet.

(3) Das Zeugnis ist vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Das
Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht worden
ist.

§ 30
Zusatzfächer

(1) Der Kandidat kann sich in weiteren als den vorgeschriebenen Fächern einer Prüfung
unterziehen (Zusatzfächer). Das Ergebnis dieser Fachprüfungen wird auf Antrag des
Kandidaten in das Zeugnis aufgenommen, jedoch bei der Festsetzung der Gesamtnote
nicht berücksichtigt. Das gleiche gilt für die Erbringung von zusätzlichen Leistungs-
nachweisen gemäß § 20 Abs. 1 bis 4.

(2) Als Prüfung in Zusatzfächern gilt auch, wenn der Kandidat aus einem Katalog von Wahl-
pflichtfächern mehr als die vorgeschriebene Anzahl auswählt und durch Fachprüfungen
abschließt. In diesem Fall gelten die zuerst abgelegten Fachprüfungen als die vorge-
schriebenen Fachprüfungen, es sei denn, dass der Kandidat vor der ersten Prüfung et-
was anderes bestimmt hat.

(3) Die Zulassungsvoraussetzungen zur Fachprüfung in Zusatzfächern sind identisch mit
den in § 19 aufgeführten Prüfungsvorleistungen. Die Zulassungsvoraussetzungen für
die Fachprüfung im Zusatzfach Sozialökonomie sind in Absatz 4 geregelt.
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(4) Die Zulassung zur Fachprüfung im Zusatzfach „Sozialökonomie“ erfolgt auf besonderen
Antrag und setzt den Nachweis folgender Prüfungsvorleistungen voraus:

Finanz- und Rechnungswesen II

EDV in der sozialen Arbeit II.

Das Nähere über die Ausgestaltung des Studiums im Zusatzfach „Sozialökonomie“ re-
gelt die Studienordnung.

VII. Schlussbestimmungen

§ 31
Einsicht in die Prüfungsakten

(1) Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird dem Kandidaten auf Antrag Einsicht in
seine schriftlichen Prüfungsarbeiten, in die darauf bezogenen Gutachten der Prüfer und
in die Prüfungsprotokolle gewährt.

(2) Die Einsichtnahme ist binnen einem Monat nach Aushändigung des Prüfungszeugnisses
oder des Bescheides über die nicht bestandene Diplomprüfung beim Vorsitzenden des
Prüfungsausschusses zu beantragen. § 32 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das
Land Nordrhein-Westfalen über die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gilt entspre-
chend. Der Vorsitzende bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme.

(3) Die Einsichtnahme in die Prüfungsunterlagen, die sich auf eine Fachprüfung beziehen,
wird dem Kandidaten auf Antrag bereits nach Ablegen der jeweiligen Fachprüfung ges-
tatten. Der Antrag ist binnen einem Monat nach Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses
zu stellen. Im übrigen gilt Absatz 2 entsprechend.

§ 32
Ungültigkeit von Prüfungen

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aus-
händigung des Zeugnisses oder der Bescheinigung nach § 28 Abs. 2 Satz 3 bekannt, so
kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen,
bei deren Erbringung der Kandidat getäuscht hat, entsprechend berichtigen und die
Diplomprüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass
der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändi-
gung des Zeugnisses oder der Bescheinigung nach § 28 Abs. 2 Satz 3 bekannt, wird die-
ser Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat der Kandidat die Zulassung
vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, entscheidet der Prüfungsausschuss unter Beachtung des
Verwaltungsverfahrengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen über die Rechtsfolgen.

(3) Das unrichtige Prüfungszeugnis oder die unrichtige Bescheinigung nach § 28 Abs. 2
Satz 3 ist einzuziehen und gegebenenfalls neu zu erteilen. Eine Entscheidung nach Ab-
satz 1 und Absatz 2 ist nach einer Frist von fünf Jahren nach Ausstellung des Prüfungs-
zeugnisses oder der Bescheinigung nach § 28 Abs. 2 Satz 3 ausgeschlossen.
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§ 33
Inkrafttreten; Veröffentlichung; Übergangsbestimmungen; Geltungsdauer

(1) Diese Diplomprüfungsordnung tritt mit Wirkung vom 1. März 1993 in Kraft. Sie wird im
Gemeinsamen Amtsblatt des Kultusministeriums und des Ministeriums für Wissenschaft
und Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen veröffentlicht.

(2) Diese Diplomprüfungsordnung findet auf alle Studenten des Studiengangs Sozialarbeit
Anwendung, die im Wintersemester 1993/94 ihr Studium am Fachbereich Sozialarbeit
der Fachhochschule Dortmund aufnehmen. Auf Studenten, die ihr Studium vor dem Win-
tersemester 1993/94 aufgenommen haben, wird diese Diplomprüfungsordnung auf An-
trag angewendet.

(3) Für Studenten, die keinen Antrag gemäß Absatz 2 Satz 2 gestellt haben, ihr Studium bis
zum 31. 8. 1995 jedoch nicht abgeschlossen haben, gilt dann die Diplomprüfungsord-
nung gemäß Absatz 1. Die bisherigen Studienzeiten sowie die dabei erbrachten Stu-
dien- und Prüfungsleistungen werden von Amts wegen angerechnet.

Ausgefertigt aufgrund der Beschlüsse des Fachbereichsrates des Fachbereichs Sozialarbeit
vom 17.4. und 5.6.1991 und 21.4.1993, des Senats der Fachhochschule Dortmund vom
10.7.1991 und 19.5.1993 sowie der Genehmigung des Ministeriums für Wissenschaft und
Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen vom 30.4.1993 – II A 2 – 8135.3/054.

Dortmund, den 25. Juni 1993

Der Rektor
Der Fachhochschule Dortmund

Prof. Dr. Kottmann


